
Französischen Republik betreffend den schrittweisen Abbau der
Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen (ABl. 2000, L 239,
S. 19) — Auslegung des Grundsatzes „ne bis in idem“ — Gel-
tungsbereich — Entscheidung, mit der eine Polizeibehörde das
Strafverfahren rechtskräftig beendet

Tenor

Das Verbot der Doppelbestrafung, das in Art. 54 des am 19. Juni
1990 in Schengen (Luxemburg) unterzeichneten Übereinkommens zur
Durchführung des Übereinkommens von Schengen vom 14. Juni
1985 zwischen den Regierungen der Staaten der Benelux-Wirtschafts-
union, der Bundesrepublik Deutschland und der Französischen Repub-
lik betreffend den schrittweisen Abbau der Kontrollen an den gemeinsa-
men Grenzen niedergelegt ist, ist nicht auf eine Entscheidung anwend-
bar, mit der eine Behörde eines Vertragsstaats nach sachlicher Prüfung
des ihr unterbreiteten Sachverhalts in einem Stadium, zu dem gegen
einen einer Straftat Verdächtigen noch keine Beschuldigung erhoben
worden ist, die Strafverfolgung einstellt, wenn diese Einstellungsent-
scheidung nach dem nationalen Recht dieses Staates die Strafklage
nicht endgültig verbraucht und damit in diesem Staat kein Hindernis
für eine erneute Strafverfolgung wegen derselben Tat bildet.

(1) ABl. C 22 vom 26.1.2008.

Urteil des Gerichtshofs (Dritte Kammer) vom 18. Dezember
2008 (Vorabentscheidungsersuchen des High Court of
Justice [Chancery Division] — Vereinigtes Königreich) —
Afton Chemical Ltd/The Commissioners for Her Majesty's

Revenue and Customs

(Rechtssache C-517/07) (1)

(Richtlinie 92/81/EWG — Verbrauchsteuern auf Mineralöle
— Art. 2 Abs. 2 und 3 sowie 8 Abs. 1 Buchst. a — Richtlinie
2003/96/EG — Besteuerung von Energieerzeugnissen und
elektrischem Strom — Art. 2 Abs. 2 bis 4 Buchst. b — Gel-
tungsbereich — Kraftstoffadditive, bei denen es sich um
Mineralöle oder Energieerzeugnisse handelt, die aber
nicht als Kraftstoff verwendet werden — Nationales

Besteuerungssystem)

(2009/C 44/33)

Verfahrenssprache: Englisch

Vorlegendes Gericht

High Court of Justice (Chancery Division)

Parteien des Ausgangsverfahrens

Rechtsmittelführerin: Afton Chemical Limited

Rechtsmittelgegner: The Commissioners for Her Majesty's Revenue
and Customs

Gegenstand

Vorabentscheidungsersuchen des High Court of Justice (Chan-
cery Division) — Auslegung der Art. 2 Abs. 3 und Art. 8

Abs. 1 der Richtlinie 92/81/EWG des Rates vom 19. Oktober
1992 zur Harmonisierung der Struktur der Verbrauchsteuern
auf Mineralöle (ABl. L 316, S. 12), der Art. 2 Abs. 3 und Art. 4
Buchst. b der Richtlinie 2003/96/EG des Rates vom 27. Oktober
2003 zur Restrukturierung der gemeinschaftlichen Rahmenvor-
schriften zur Besteuerung von Energieerzeugnissen und elektri-
schem Strom (ABl. L 283, S. 51) und Art. 3 der Richtlinie
92/12/EWG des Rates vom 25. Februar 1992 über das allge-
meine System, den Besitz, die Beförderung und die Kontrolle
verbrauchsteuerpflichtiger Waren (ABl. L 76, S. 1) — Mineralöle,
die Kraftstoffen zu anderen Zwecken als dem Antrieb des Fahr-
zeugs zugesetzt werden, die aber nicht als solche zum Verkauf
angeboten oder verwendet werden — Besteuerung wie Kraft-
stoff?

Tenor

Die Art. 2 Abs. 3 und 8 Abs. 1 der Richtlinie 92/81/EWG des
Rates vom 19. Oktober 1992 zur Harmonisierung der Struktur der
Verbrauchsteuern auf Mineralöle in der durch die Richtlinie 94/74/EG
des Rates vom 22. Dezember 1994 geänderten Fassung für den Zeit-
raum bis zum 31. Dezember 2003 sowie Art. 2 Abs. 3 und 4 der
Richtlinie 2003/96/EG des Rates vom 27. Oktober 2003 zur
Restrukturierung der gemeinschaftlichen Rahmenvorschriften zur
Besteuerung von Energieerzeugnissen und elektrischem Strom für den
Zeitraum vom 1. Januar 2004 bis zum 31. Oktober 2004 sind
dahin auszulegen, dass Kraftstoffadditive wie die im Ausgangsverfahren
fraglichen, bei denen es sich um „Mineralöle“ im Sinne von Art. 2
Abs. 1 der Richtlinie 92/81 oder um „Energieerzeugnisse“ im Sinne
von Art. 2 Abs. 1 der Richtlinie 2003/96 handelt, die aber nicht
zum Verbrauch als Kraftstoff bestimmt sind oder als solcher zum Ver-
kauf angeboten oder verwendet werden, der Besteuerungsregelung dieser
Richtlinien unterworfen werden müssen.

(1) ABl. C 22 vom 26.1.2008.

Urteil des Gerichtshofs (Vierte Kammer) vom 22. Dezember
2008 (Vorabentscheidungsersuchen des Handelsgerichts
Wien — Österreich) — Friederike Wallentin-Hermann/

Alitalia — Linee Aeree Italiane SpA

(Rechtssache C-549/07) (1)

(Luftverkehr — Verordnung [EG] Nr. 261/2004 — Art. 5 —
Ausgleichs- und Unterstützungsleistungen für Fluggäste bei
Annullierung von Flügen — Befreiung von der Ausgleichs-
pflicht — Annullierung aufgrund von außergewöhnlichen
Umständen, die sich auch dann nicht hätten vermeiden lassen,
wenn alle zumutbaren Maßnahmen ergriffen worden wären)

(2009/C 44/34)

Verfahrenssprache: Deutsch

Vorlegendes Gericht

Handelsgericht Wien
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Parteien des Ausgangsverfahrens

Klägerin: Friederike Wallentin-Hermann

Beklagte: Alitalia — Linee Aeree Italiane SpA

Gegenstand

Vorabentscheidungsersuchen — Handelsgericht Wien — Ausle-
gung von Art. 5 Abs. 3 der Verordnung (EG) Nr. 261/2004 des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Februar 2004
über eine gemeinsame Regelung für Ausgleichs und Unterstüt-
zungsleistungen für Fluggäste im Fall der Nichtbeförderung und
bei Annullierung oder großer Verspätung von Flügen und zur
Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 295/91 (ABl. L 46, S. 1)
— Begriffe „außergewöhnliche Umstände“ und „zumutbare Maß-
nahmen“ — Annullierung eines Flugs wegen Triebwerkschadens
— Prozentsatz der wegen technischer Mängel annullierten Flüge,
der erheblich über der anderer Fluggesellschaften liegt

Tenor

1. Art. 5 Abs. 3 der Verordnung (EG) Nr. 261/2004 des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom 11. Februar 2004 über eine
gemeinsame Regelung für Ausgleichs- und Unterstützungsleistun-
gen für Fluggäste im Fall der Nichtbeförderung und bei Annullie-
rung oder großer Verspätung von Flügen und zur Aufhebung der
Verordnung (EWG) Nr. 295/91 ist dahin auszulegen, dass ein bei
einem Flugzeug aufgetretenes technisches Problem, das zur Annul-
lierung eines Fluges führt, nicht unter den Begriff „außergewöhnli-
che Umstände“ im Sinne dieser Bestimmung fällt, es sei denn, das
Problem geht auf Vorkommnisse zurück, die aufgrund ihrer Natur
oder Ursache nicht Teil der normalen Ausübung der Tätigkeit des
betroffenen Luftfahrtunternehmens sind und von ihm tatsächlich
nicht zu beherrschen sind. Das am 28. Mai 1999 in Montreal
geschlossene Übereinkommen zur Vereinheitlichung bestimmter
Vorschriften über die Beförderung im internationalen Luftverkehr ist
für die Auslegung der Befreiungsgründe nach Art. 5 Abs. 3 der
Verordnung Nr. 261/2004 nicht ausschlaggebend.

2. Die Häufigkeit der bei einem Luftfahrtunternehmen festgestellten
technischen Probleme ist als solche kein Umstand, anhand dessen
sich auf das Vorliegen oder Fehlen „außergewöhnlicher Umstände“
im Sinne von Art. 5 Abs. 3 der Verordnung Nr. 261/2004 schlie-
ßen ließe.

3. Allein der Umstand, dass ein Luftfahrtunternehmen die gesetzlich
vorgeschriebenen Mindesterfordernisse an Wartungsarbeiten an
einem Flugzeug durchgeführt hat, reicht nicht für den Nachweis,
dass dieses Unternehmen „alle zumutbaren Maßnahmen“ im Sinne
von Art. 5 Abs. 3 der Verordnung Nr. 261/2004 ergriffen hat,
und somit für seine Befreiung von der Verpflichtung zur Aus-
gleichszahlung gemäß Art. 5 Abs. 1 Buchst. c und Art. 7 Abs. 1
dieser Verordnung aus.

(1) ABl. C 64 vom 8.3.2008.

Urteil des Gerichtshofs (Vierte Kammer) vom 22. Dezember
2008 (Vorabentscheidungsersuchen des Bundesgerichtshofs
— Deutschland) — Verfahren Erich Stamm, Anneliese

Hauser

(Rechtssache C-13/08) (1)

(Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und
ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Schweizerischen
Eidgenossenschaft andererseits über die Freizügigkeit —

Gleichbehandlung — Selbständige Grenzgänger — Landpacht
— Agrarstruktur)

(2009/C 44/35)

Verfahrenssprache: Deutsch

Vorlegendes Gericht

Bundesgerichtshof

Beteiligte des Ausgangsverfahrens

Erich Stamm, Anneliese Hauser

Weiterer Beteiligter: Regierungspräsidium Freiburg

Gegenstand

Vorabentscheidungsersuchen — Bundesgerichtshof (Deutsch-
land) — Auslegung der Art. 12 Abs. 1, 13 Abs. 1 und 15
Abs. 1 des Anhangs I des Abkommens zwischen der Europä-
ischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten einerseits und
der Schweizerischen Eidgenossenschaft andererseits über die
Freizügigkeit, unterzeichnet in Luxemburg am 21. Juni 1999
(ABl. 2002, L 114, S. 6) — Anwendbarkeit des Gleichbehand-
lungsgrundsatzes auf selbständige Grenzgänger — In der
Schweiz ansässiger Landwirt mit Schweizer Staatsangehörigkeit,
der einen Pachtvertrag über einen in Deutschland gelegenen
landwirtschaftlichen Betrieb geschlossen hat

Tenor

Nach Art. 15 Abs. 1 des Anhangs I des am 21. Juni 1999 in
Luxemburg unterzeichneten Abkommens zwischen der Europäischen
Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Schweizer-
ischen Eidgenossenschaft andererseits über die Freizügigkeit muss eine
Vertragspartei den „selbständigen Grenzgängern“ einer anderen Ver-
tragspartei im Sinne des Art. 13 dieses Anhangs hinsichtlich des
Zugangs zu einer selbständigen Erwerbstätigkeit und deren Ausübung
im Aufnahmestaat eine Behandlung gewähren, die nicht weniger güns-
tig ist als die den eigenen Staatsangehörigen gewährte Behandlung.

(1) ABl. C 92 vom 12.4.2008.
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